
der europäischen Einheıit wiıllen mMmi1%t den Franzosen un Bundeskanzler Wil  1y Brandt erwiderte Aut Aıe Begrüssungsworte V U]

Premijerminister rau Golda Meır miıt einer Tıschrede, AUS der WwIrden Briten Israel stimmen? der wırd S$1€ sich einer
einıge Auszüge bringen:besonderen Verpflichtung gegenüber Israel bewusst

bleiben? Viele Israelıs sınd besorgt. Frau Premierminıster!
Beım Brandt-Besuch estand Einmütigkeıit darüber, dass Der Besuch eines deutschen Regierungschefs in Israel 15T
diıe Bundesregierung nıcht versuchen soll, 1mM Nahen keine Selbstverständlichkeit. Die Tatsache, dass
()sten alis Vermiuttler aufzutreten. Der Hınvwelıis Brandts, möglich geworden ist, beweist, WEeNN Gie dieses Wort
dass dies eher Aufgabe der UN:!  C un ıhrer UOrgane sel, erlauben, ine tapfere Kraft der Vernunft. Es brauchte
weckte aber schon wieder israelische Bedenken. Nach den VO 1 llem Geduld un unendlich viele Beispiele des u  Nn
bisher vemachten Erfahrungen versprechen dıe Israeliıs Willens, dıe bescheidenen, alltäglichen noch mehr als die
sıch VOoO der UN  C und VO Sicherheitsrat, Mmit ihrer demonstratıven der Einsicht den Weg ebnen,
eindeutıg antıısraelis  en Mehrheıt, nıchts. Die sraelısche dass die Völker nıcht dann dıe rechten Lehren Au8s der
Regjerung wıll 11Ur ırekte Verhandlungen Mmi1t den Vergangenheıt zıehen, WEn SIE sıch z} Gefangenen des
Arabern. Alles andere 1St ;hr verdächtig. (sestern und Vorgestern machen. Aber ich W EeISS ohl
Es Ist nıcht S‘ dass In  _ 1n Israel eın Verständnis dıes Sagl sıch leicht. Ich WEeIss „uch dies: W Iie unendliıch
authbrächte für den Wunsch der Bundesregierung, den schwer das scheinbar Eıntache seın kann.
Arabern un: den europäischen Nachbarn gegenüber den Als Deutscher un! 1mM Namen der 5l OSSCH Mehrheit
R ücken freizuhaben, Also nıcht durch einseltige Rück- meıliner Landsleute darf ich Sagen: dıie Anerkennung der
sSichten aut Israel gebunden se1ın. erstanden wiıird auch Mıtverantwortung für dıe Verbrechen, für den der
der Wunsch Brandts, den Interessen der heranwach- Nazısmus den Namen Deutschlands missbrauchte, Wartr
senden Jugend Rechnung Lragen. Verständnis bedeutet für uns der entscheidende Akrt der inneren Befreiung,
aber noch nıchrt Zustimmung. ohne dıe uUuNsere AuSssere Freiheit nıcht ylaubwürdig un
Der Bundeskanzier hat versprochen, dass die Bundes- zuverlässıg seın würde. Die drei Jahrzehnte, die uns VO  ;

regierung nıchts Lun wırd, W as Israel schaden kannn oder dem Schrecklichen entfernen, haben unls nichts veErSESSCH
w aß ihm nach Meınung der sraelischen Regierung Jassen, w as nıcht VErSCaschl werden dart.
schaden könnte. [iese Zusage geht csehr weıt, un S1€e Inzwischen sind NECUC, selbstbewusste CGenerationen her-
solite vorläufig als befriedigend un ausreichend angewachsen. wıl] S1€E nıcht besser machen Als S$iE
betrachtet werden dürfen. sind S1e würden sıch Recht dagegen wehren, wollten
Die Bundesrepublik ISt se1t langem eın besserer Freund WIr ihr Leben durch Mauern VO  5 Furcht und Hass
Israels BCWESCH als die STOSSC Mehrheit der anderen verstellen. och ich habe bei Gelegenheıit darauf
Staaten. Die melsten sraelis wı1issen Aas S1e möchten, dass hingewiesen, dass nıemand, s€1 noch Jung, AuUS der

bleibt. Sie möchten, dass 1n der Politik der Haftung der Geschichte entlassen werden kann Hıer
Bundesrepublik weiterhin ine besondere Verantwortung hıltft Auch keine dealıstische Rebellion Geschichte, w1€e
für Israel wirksam iSt S1e hoffen, dass dıe Bundesrepu- bıtter Sie auch seıin Mas, 1ST Realıtät, die täglich ın
blik sich auch in Zukunft als Freund erweılısen WIr:  d7 als 1NSETeET Gegenwart un die ın NSCTEC Zukunft tortwirkt.
eın Staat der hılft, weit 1mM Rahmen der eigenen Auch diese Realıtät tordert Anerkennung
Interessen un der allgemeinen politischen Situation In der Bundesrepublıik Deutschland wünschen WIr nıchts
irgend möglıch ist aufrichtiger, als dass Israel un seine arabischen ach-
Wenn einerselts dıe Israelıs auf übertriebene FErwAar- barn miteinander einem Frieden, einem
CLUNSCH die Politik der Bundesregierung verzichten, Frieden des Ausgleichs un der Zusammenarbeit finden.
andererseıts die Bundesregierung realistischen israelıschen Ich kam jedoch nıcht hierher, Ratschläge geben.
Wünschen kommt, dann sollte ıne 1 SANZCH Meıne Regierung sıch schon Sar niıcht dıe Rolile
harmonische Beziehung, vielleicht unvermeidlicher eines Vermuittiers Selbst im Dienst des Wıllens
Schwierigkeıiten, als gesichert betrachtet werden können. und der Sache wollen WwIır uns und der Weit nıcht

mehr Zum uien aAls die Verhältnisse der Machrt un: der
Vernunftt erlauben

Aus der Tischrede be]i einem Abend- Was uns in der Bundesrepubli:k Deutschland angeht: WIr
entziehen uUuN$ keiner Verantwortung. och ıch x{aube,
WIr werden iıhr VO  la allem dann gerecht, wenn WIr zeigen,anlässliıch des Empftangs der
w ıe Wr selbst die Pflicht des Friedens nehmen,K nesset Juni 1973 Ehren des
wenn WIr beweisen, dass auch schwierıige Probleme 1m

Bundeskanzlers be1 seinem Besuch eigenen Haus un: in der unmittelbaren Nachbarschafr
lIösbar sind, manchmal YeW1SS nıcht ohne Opfer1in Israel VO bis 11 ]uni 1972
Spätestens seiIt der düsteren Stunde, ın der Mmit der

Dem Bulletin des Presse- und Intormationsamts der Bundesreglerung 1 matiıonalen Katastrophe auch die an bittere Wahrheit
entnehmen wır tolgende Ausführungen VO: Bundeskanzler Brandt
asslich SeINESs Besuches in Israel. Das Buhletin schreiht diesem Be- auf Deutschland hereinbrach, haben WIr begriffen, dass

niemals mehr das Lebensrechrt e1ınes Volkes edrohtsuch
» Auf Einladung Ton Premijerminister TYTaAM Golda Meır sta Bun- werden darf. Der Staat Israel steht Lür das vesicherte
deskanzler Willy Brandt Ü: hıs 11 Juni 1973 Israel einen Besuch Lebensrecht des jüdıschen Volkes
ab Es TUAr der offizielle Besuch eines deutschen Regierungschefs
ın Israel.

Die Bundesrepublik Deutschland hat nach der Aussöh-
DNUunNng mit den Nachbarn ım Westen ihren Weg eıner

Diıie Gespräche, die der Bundeskanzler ”L der ssraelischen Regierung
führte, UG  - dem gemeıinsamen Wunsche beseelt, auf dem Nachbarschaft un einer Ordnung des Friedens
Hintergrund einer unglückseligen Vergangenheit 1 Verhältnıs der M1ı den Nachbarn ım ()sten gesucht. Es war kein leichter
beiden Völker eın Blatt aufzuschlagen. Die AK5 Anlass des Be-
suches gemachten öffentlichen Erklärungen legen davon Zeugnits aAb « Weg Er verlangte den Verzicht autf Illusıon, Ja 102  A den

Abschied VO Hoffnungen, dje das Rechr auf ıhrer Seite
Nr. 71 7/0Ö1 Bonn, 13 1973 harten. Aber WIr hatten u11s der Fınsıcht beugen, dass
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der europäischen Einheit willen mit den Franzosen und 
den Briten gegen Israel stimmen? Oder wird sie sich einer 
besonderen Verpflichtung gegenüber Israel bewusst 
bleiben? Viele Israelis sind besorgt. 
Beim Brandt-Besuch bestand Einmütigkeit darüber, dass 
die Bundesregierung nicht versuchen soll, im Nahen 
Osten als Vermittler aufzutreten. Der Hinweis Brandts, 
dass dies eher Aufgabe der UNO und ihrer Organe sei, 
weckte aber schon wieder israelische Bedenken. Nach den 
bisher gemachten Erfahrungen versprechen die Israelis 
sich von der UNO und vom Sicherheitsrat, mit ihrer 
eindeutig antiisraelischen Mehrheit, nichts. Die israelische 
Regierung will nur direkte Verhandlungen mit den 
Arabern. Alles andere ist ihr verdächtig. 
Es ist nicht so, dass man in Israel kein Verständnis 
aufbrächte für den Wunsch der Bundesregierung, den 
Arabern und den europäischen Nachbarn gegenüber den 
Rücken freizuhaben, also nicht durch einseitige Rück-
sichten auf Israel gebunden zu sein. Verstanden wird auch 
der Wunsch Brandts, den Interessen der heranwach-
senden Jugend Rechnung zu tragen. Verständnis bedeutet 
aber noch nicht Zustimmung. 
Der Bundeskanzler hat versprochen, dass die Bundes-
regierung nichts tun wird, was Israel schaden kann oder 
was ihm nach Meinung der israelischen Regierung 
schaden könnte. Diese Zusage geht sehr weit, und sie 
sollte vorläufig als befriedigend und ausreichend 
betrachtet werden dürfen. 
Die Bundesrepublik ist seit langem ein besserer Freund 
Israels gewesen als die grosse Mehrheit der anderen 
Staaten. Die meisten Israelis wissen das. Sie möchten, dass 
es so bleibt. Sie möchten, dass in der Politik der 
Bundesrepublik weiterhin eine besondere Verantwortung 
für Israel wirksam ist. Sie hoffen, dass die Bundesrepu-
blik sich auch in Zukunft als Freund erweisen wird, als 
ein Staat der hilft, so weit es im Rahmen der eigenen 
Interessen und der allgemeinen politischen Situation 
irgend möglich ist. 
Wenn einerseits die Israelis auf übertriebene Erwar-
tungen an die Politik der Bundesregierung verzichten, 
andererseits die Bundesregierung realistischen israelischen 
Wünschen entgegen kommt, dann sollte eine im ganzen 
harmonische Beziehung, trotz vielleicht unvermeidlicher 
Schwierigkeiten, als gesichert betrachtet werden können. 

II Aus der Tischrede bei einem Abend-
essen anlässlich des Empfangs in der 
Knesset am 7. Juni 1973 zu Ehren des 
Bundeskanzlers bei seinem Besuch 
in Israel vom 7. bis 11. Juni 1973 
Dem Bulletin des Presse- und Informationsamts der Bundesregierung 1 

 entnehmen wir folgende Ausführungen von Bundeskanzler Brandt an-
lässlich seines Besuches in Israel. Das Bulletin schreibt zu diesem Be-
such: 
»Auf Einladung von Premierminister Frau Golda Meir stattete Bun-
deskanzler Willy Brandt vom 7. bis 11. Juni 1973 Israel einen Besuch 
ab. Es war der erste offizielle Besuch eines deutschen Regierungschefs 
in Israel. 
Die Gespräche, die der Bundeskanzler mit der israelischen Regierung 
führte, waren von dem gemeinsamen Wunsche beseelt, auf dem 
Hintergrund einer unglückseligen Vergangenheit im Verhältnis der 
beiden Völker ein neues Blatt aufzuschlagen. Die aus Anlass des Be-
suches gemachten öffentlichen Erklärungen legen davon Zeugnis ab.« 

1  Nr. 71 / S. 701. Bonn, 13. 6. 1973. 

Bundeskanzler Willy- Brandt erwiderte auf die Begrüssungsworte von 
Premierminister Frau Golda Meir mit einer Tischrede, aus der wir 
einige Auszüge bringen: 

Frau Premierminister! 

... Der Besuch eines deutschen Regierungschefs in Israel ist 
keine Selbstverständlichkeit. Die Tatsache, dass er 
möglich geworden ist, beweist, wenn Sie dieses Wort 
erlauben, eine tapfere Kraft der Vernunft. Es brauchte 
vor allem Geduld und unendlich viele Beispiele des guten 
Willens, die bescheidenen, alltäglichen noch mehr als die 
demonstrativen —, um der Einsicht den Weg zu ebnen, 
dass die Völker nicht dann die rechten Lehren aus der 
Vergangenheit ziehen, wenn sie sich zu Gefangenen des 
Gestern und Vorgestern machen. Aber ich weiss wohl: 
dies sagt sich leicht. Ich weiss auch dies: wie unendlich 
schwer das scheinbar Einfache sein kann. 
Als Deutscher und im Namen der grossen Mehrheit 
meiner Landsleute darf ich sagen: die Anerkennung der 
Mitverantwortung für die Verbrechen, für den der 
Nazismus den Namen Deutschlands missbrauchte, war 
für uns der entscheidende Akt der inneren Befreiung, 
ohne die unsere äussere Freiheit nicht glaubwürdig und 
zuverlässig sein würde. Die drei Jahrzehnte, die uns von 
dem Schrecklichen entfernen, haben uns nichts vergessen 
lassen, was nicht vergessen werden darf. 
Inzwischen sind neue, selbstbewusste Generationen her-
angewachsen. Ich will sie nicht besser machen als sie 
sind. Sie würden sich zu Recht dagegen wehren, wollten 
wir ihr Leben durch Mauern von Furcht und Hass 
verstellen. Doch ich habe bei guter Gelegenheit darauf 
hingewiesen, dass niemand, sei er noch so jung, aus der 
Haftung der Geschichte entlassen werden kann. Hier 
hilft auch keine idealistische Rebellion. Geschichte, wie 
bitter sie auch sein mag, ist Realität, die täglich in 
unserer Gegenwart und die in unsere Zukunft fortwirkt. 
Auch diese Realität fordert Anerkennung ... 
In der Bundesrepublik Deutschland wünschen wir nichts 
aufrichtiger, als dass Israel und seine arabischen Nach-
barn miteinander zu einem guten Frieden, zu einem 
Frieden des Ausgleichs und der Zusammenarbeit finden. 
Ich kam jedoch nicht hierher, um Ratschläge zu geben. 
Meine Regierung masst sich schon gar nicht die Rolle 
eines Vermittlers an. Selbst im Dienst des guten Willens 
und der guten Sache wollen wir uns und der Welt nicht 
mehr zumuten als es die Verhältnisse der Macht und der 
Vernunft erlauben ... 
Was uns in der Bundesrepublik Deutschland angeht: wir 
entziehen uns keiner Verantwortung. Doch ich glaube, 
wir werden ihr vor allem dann gerecht, wenn wir zeigen, 
wie ernst wir selbst die Pflicht des Friedens nehmen, 
wenn wir beweisen, dass auch schwierige Probleme im 
eigenen Haus und in der unmittelbaren Nachbarschaft 
lösbar sind, manchmal gewiss nicht ohne Opfer. 
Spätestens seit der düsteren Stunde, in der mit der 
nationalen Katastrophe auch die ganze bittere Wahrheit 
auf Deutschland hereinbrach, haben wir begriffen, dass 
niemals mehr das Lebensrecht eines Volkes bedroht 
werden darf. Der Staat Israel steht für das gesicherte 
Lebensrecht des jüdischen Volkes. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat nach der Aussöh-
nung mit den Nachbarn im Westen ihren Weg zu einer 
guten Nachbarschaft und einer Ordnung des Friedens 
mit den Nachbarn im Osten gesucht. Es war kein leichter 
Weg. Er verlangte den Verzicht auf Illusion, ja sogar den 
Abschied von Hoffnungen, die das Recht auf ihrer Seite 
hatten. Aber wir hatten uns der Einsicht zu beugen, dass 
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ohne eiınen gesicherten Frieden jede Hotfnung ertan Unschuldıigen VOFLFr allem gilt UuNSCTC Verbundenheit,
ware. UNSCITE Solidarirät.
Dıese Ost-West-Politik der Entspannung hat auch in Lassen S1e miıch gleich hinzufügen: Wenn 1m Nahen (Jsten
Ihrem Land, Frau Premierminister, vıel Interesse un! der Frieden 1ne echte Chance gewinnen soll, dann INUSS
Beachtung getunden. S durfte in der Tat n;emals eiınen das Lebensrecht aller Staaten dort respektiert werden,
Zweitel! daran geben, dass Sie keinem Dritten ZU dann rauchrt CS den Mut ZUur Anerkennung dieser
Nachteıl, sondern allen zZU Vorteil sein ol } D ISTt me:ıne Realıität, der Bereitschaft ZzU espräc un Zzur
feste Überzeugung, dAass auch der Friedenswille und VOT Schlichtung, der Kraft ZUT Vernunft.
allem das Beispiel des Frıedens ansteckend wıirken Hie werden hoffentlich verstehen, Mmeıne Damen und
können. Die Stabilisierung triedlicher Verhältnisse ın Herren, ıch kann hier nıcht Ihnen sprechen, als
Europa 1St in sıch, nach meinem Urteil, ein Element der veschehe 1n diesen Stunden nichts Schreckliches, das 3380
Sıcherheit auch für die uns benachbarten Regionen des alle tief bedrückt. Was ZzU Anlass SCH WäfT, ist VO  —
Mitteimeeres un des Nahen ()stens. mır DESABT worden
Der Wille zZzUu Frieden rauchrt die tägliche Ermutigung. Jahre Buchmesse auch 25 Jahre e1Nnes beunruhigtenIch bın sicher, Frau Premjerminister, dass ıch AausS diesem Friıedens für uns in Luropa, auch hıer immer wiederBesuch Mut schöpfe. Wenn ıch VO  *3 dem Murt für dıe überschattet VO: (jewalttaten und Verzweiflung. EsArbeit ZU Frieden zurückgeben kann, 1a, WEn nıcht 25 Jahre Frieden tür Aje Welrt In Wahrheit
sıch aut die Nachbarn, auf alle Beteiligten, übertragen schwiegen Aie Waften n1e
l1esse dann erfüllte sıch für mich un für meıine Ofr herrschte 1Ur eın taglıch gefährdeter Waffen-Landsileute eın sehnlıcher Wunsch stillstand 1m Nahen ()sten. Er ISt VO Neucm ZerstOrt(Übersetzung au dem Englischen) worden. Eın anderes Ma{Ii siegte das, W ACS ıch die ultıma

ırratıio genannt habe, nämlıch das Versagen der politi-
schen und menschlichen Vernunfrt. Der Wille zZzU rieg{11 Lebensrecht tür alle Staaten das ISt 1n Wirklichkeit aller Niederlage. Niemals 1St

4Als Fundament des Friedens! UNnNserpe Ohnmacht sichthbarer geworden.
In dieser Stunde richten sıch NSeTe Gedanken Zzuerst auf

AÄAus der Rede VO  r Bundeskanzler 111y Brandt dıe Not un das Elend der VO' rieg betroffenen
Menschen. Jede Stunde, die dıe Kampfhandlungenauf der Buchmesse in Frankfurt/Maın iSt 21n Gewimn für die10 Oktober 19723 verkuürzt werden können,
Menschen.

Bundeskanzler Wıilly Brandt hielt ZUr Eröfinung der Frankturter Die Bundesrepublik Deutschland 1St in diesem Konflikt
nıcht Partei, 1aber S1E wird entschlossen jede AnstrengungBuchmesse der kriegerischen Auseinandersetzungen 171 Nahen

(Osten in Abweichung VO' der ursprünglich vorgesehenen Festrede? unterstutzen, dıe den Kampfhandlungen, wenn geht,
ZU 25jährigen Bestehen der Franktfurter Buchmesse folgende 120 SAn sofort ein Ende macht.kürzt wiedergegebene Rede G1 cstehrt MIif denen zusammen, die eiNnen zuverlässıgen
Herr Oberbürgermeister, Frieden wollen, der auf der Grundlage der Sicherheits-
meine Herren Präsidenten und Direktoren, Resolution der Vereinten Nationen VO November 196 /
meine cehr verehrten Damen un Herren! ausgehandelt werden INUSS

Was VOr den Toren Europas In diesen Tagen geschieht,Kuür den Bundeskanzler 1St heute abend schwer, über
Bücher sprechen, denn iSt Krıeg Krieg nıcht meine Freunde, geht uns unmittelbar Dies 1St auch 1ne

Bewährungsprobe für die politische Zusammenarbeit derırgendwo, sondern ın einem Teil der Welit, der Europa
geographisch un nıcht NUur geographisch CN benachbart Meun europäischen Staaten der siıch herausbildenden

Gemeinschaft, die sich neben anderen eiınem eindring-1St
Wır siınd in diesen Tagen Zeugen eınes dramatischen hchen Appeli die beiden eigentlichen Weltmächte

zusammentınden mussten.Zusammenbruchs VO  3 Hoffnungen. Das schwierige un
mühselıge, geduldıge Suchen nach politischen Lösungen Heute VOr 14 Tagen, tast auf dıe Stunde, fragte ıch VOFT

hat VeErSaSt. Der tragische Konflikt 1St eine Kriegserklä- den Vereinten Natıonen: » Wenn die beiden Weltmächte
rung die Vernunitit. Wır, andere 5taaten, 101 den Frıeden nıcht garantıeren, WwWer könnte ıhrer
Grossmächte, scheinen dazu verurteilt se1n, dem Stelle?« och ıch fügte hinzu, dass keine der beiden

Weirtmächrte ersetzbar 1n ıhrer Verantwortung sel, undramatıschen Gang der Geschehnisse hilflos, oOhnmächtig
zuzuschauen. keine könne sıch A4U$S ıhrer Verantwortung lösen.
ks sind, WI1€e ımmer, Unschuldige, dıe schrecklichsten Diese Feststellung hat sıch auf ine negatıve Weıise iM

der entfesselten Gewalttätigkeit teiden. Dıiesen diesen Tagen bestätigt, WI1e auch dıe andere, über dıe ıch
Gekürzt NN OIMMmMEN A4us dem » Presse- und Intormationsblatrt der

auf der roSsen Versammlung iın New ork nachzu-
denken bat, nämlich dass acht nıcht quantifizıerbarBundesregierung« Nr 30 72581 Bonn, 1973; desg].

»Börsenblatt $ür den Deutrschen uchhandel« 29/85) Frankturt/M., Sel, dass für s1e ine Grenze gebe, der S1€C sıch ın
26 1973, 338 ++ Ohnmacht verwandele.
Die ıMn Tel Avıv erscheinende deutschsprachige Tageszeitung Das War keine Einladung ZUFr Resignation. Dies Wr eine
Chadashot« hbrachte auch in ihrer Wochenausgabe VO' 10 973
d1ie ede dem Titrel »Bundeskanzler Brandt ordert konstruk- Mahnung die Verantwortlichkeit, die iıch ftormu-
tıven Ausweg Aus dem Nahost-Konflikt Brandt hat seine in der lieren versuchte. Und wiederhole ıch SiEe eute: Auf
Rede geforderten Vermittlungsbemühungen forıgesetzt und sıch VOr welches ec kann sıch Machrt heute beruten, un WOZU
einıgen Tagen MmMit eiınem persönlichen Schreiben Rreschnew BC- sollte S1e Aul se1n, wenn s1e nıcht 1ın den Dienst des
wandt, ındem ebenfalls auf Einstellung des Feuers un Beılegung
des Konflikts 1M Nahen ()sten drängte. Friedens wird? Wenn sie VOT Kontlikten

785 1172 Presse- Un Informationsblatt? der Bundesregierung, kapituliert, die Mal in einer beschönıgenden Sprache
w 1€ ben gegeben. »begrenzte« Nnf. Als ob dıese (srenze für dıe
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ohne einen gesicherten Frieden jede Hoffnung vertan 
wäre. 
Diese Ost-West-Politik der Entspannung hat auch in 
Ihrem Land, Frau Premierminister, viel Interesse und 
Beachtung gefunden. Es durfte in der Tat niemals einen 
Zweifel daran geben, dass sie keinem Dritten zum 
Nachteil, sondern allen zum Vorteil sein soll. Es ist meine 
feste Überzeugung, dass auch der Friedenswille und vor 
allem das Beispiel des Friedens ansteckend wirken 
können. Die Stabilisierung friedlicher Verhältnisse in 
Europa ist in sich, nach meinem Urteil, ein Element der 
Sicherheit auch für die uns benachbarten Regionen des 
Mittelmeeres und des Nahen Ostens. 
Der Wille zum Frieden braucht die tägliche Ermutigung. 
Ich bin sicher, Frau Premierminister, dass ich aus diesem 
Besuch Mut schöpfe. Wenn ich von dem Mut für die 
Arbeit zum Frieden etwas zurückgeben kann, ja, wenn er 
sich auf die Nachbarn, auf alle Beteiligten, übertragen 
liesse —, dann erfüllte sich für mich und für meine 
Landsleute ein sehnlicher Wunsch . 

(Übersetzung aus dem Englischen) 

III Lebensrecht für alle Staaten 
als Fundament des Friedens 

Aus der Rede von Bundeskanzler Willy Brandt 
auf der 25. Buchmesse in Frankfurt/Main 
am 10. Oktober 1973 

Bundeskanzler Willy Brandt hielt zur Eröffnung der Frankfurter 
Buchmesse — wegen der kriegerischen Auseinandersetzungen im Nahen 
Osten in Abweichung von der ursprünglich vorgesehenen Festredet 
zum 25jährigen Bestehen der Frankfurter Buchmesse — folgende ge-
kürzt wiedergegebene Rede: 

Herr Oberbürgermeister, 
meine Herren Präsidenten und Direktoren, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Für den Bundeskanzler ist es heute abend schwer, über 
Bücher zu sprechen, denn es ist Krieg — Krieg nicht 
irgendwo, sondern in einem Teil der Welt, der Europa 
geographisch und nicht nur geographisch eng benachbart 
ist. 
Wir sind in diesen Tagen Zeugen eines dramatischen 
Zusammenbruchs von Hoffnungen. Das schwierige und 
mühselige, geduldige Suchen nach politischen Lösungen 
hat versagt. Der tragische Konflikt ist eine Kriegserklä-
rung an die Vernunft. Wir, andere Staaten, sogar 
Grossmächte, scheinen dazu verurteilt zu sein, dem 
dramatischen Gang der Geschehnisse hilflos, ohnmächtig 
zuzuschauen. 
Es sind, wie immer, Unschuldige, die am schrecklichsten 
unter der entfesselten Gewalttätigkeit leiden. Diesen 

I Gekürzt entnommen aus dem »Presse- und Informationsblatt der 
Bundesregierung« Nr. 30 / S. 1281 ff. Bonn, 12. 10. 1973; — desgl. 
»Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel« (29/85). Frankfurt/M., 
26. 10. 1973, S. 1838 ff. 
Die in Tel Aviv erscheinende deutschsprachige Tageszeitung »Jedioth 
Chadashot« brachte auch in ihrer Wochenausgabe vom 10. 10. 1973 
die Rede unter dem Titel: »Bundeskanzler Brandt fordert konstruk-
tiven Ausweg aus dem Nahost-Konflikt ...« Brandt hat seine in der 
Rede geforderten Vermittlungsbemühungen fortgesetzt und sich vor 
einigen Tagen mit einem persönlichen Schreiben an Breschnew ge-
wandt, indem er ebenfalls auf Einstellung des Feuers und Beilegung 
des Konflikts im Nahen Osten drängte. 
2  S. S. 1285 im Presse- und Informationsblatt der Bundesregierung, 
wie oben angegeben. 

Unschuldigen vor allem gilt unsere Verbundenheit, 
unsere Solidarität. 
Lassen Sie mich gleich hinzufügen: Wenn im Nahen Osten 
der Frieden eine echte Chance gewinnen soll, dann muss 
das Lebensrecht aller Staaten dort respektiert werden, 
dann braucht es den Mut zur Anerkennung dieser 
Realität, der Bereitschaft zum Gespräch und zur 
Schlichtung, der Kraft zur Vernunft. 
Sie werden es hoffentlich verstehen, meine Damen und 
Herren, ich kann hier nicht zu Ihnen sprechen, als 
geschehe in diesen Stunden nichts Schreckliches, das uns 
alle tief bedrückt. Was zum Anlass zu sagen war, ist von 
mir gesagt worden .. . 
25 Jahre Buchmesse — auch 25 Jahre eines beunruhigten 
Friedens für uns in Europa, auch hier immer wieder 
überschattet von Gewalttaten und Verzweiflung. Es 
waren nicht 25 Jahre Frieden für die Welt. In Wahrheit 
schwiegen die Waffen nie. 
Oft genug herrschte nur ein täglich gefährdeter Waffen-
stillstand — so im Nahen Osten. Er ist von neuem zerstört 
worden. Ein anderes Mal siegte das, was ich die ultima 
irratio genannt habe, nämlich das Versagen der politi-
schen und menschlichen Vernunft. Der Wille zum Krieg —
das ist in Wirklichkeit unser aller Niederlage. Niemals ist 
unsere Ohnmacht sichtbarer geworden. 

In dieser Stunde richten sich unsere Gedanken zuerst auf 
die Not und das Elend der vom Krieg betroffenen 
Menschen. Jede Stunde, um die die Kampfhandlungen 
verkürzt werden können, ist ein Gewinn für die 
Menschen. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist in diesem Konflikt 
nicht Partei, aber sie wird entschlossen jede Anstrengung 
unterstützen, die den Kampfhandlungen, wenn es geht, 
sofort ein Ende macht. 
Sie steht mit denen zusammen, die einen zuverlässigen 
Frieden wollen, der auf der Grundlage der Sicherheits-
Resolution der Vereinten Nationen vom November 1967 
ausgehandelt werden muss. 
Was vor den Toren Europas in diesen Tagen geschieht, 
meine Freunde, geht uns unmittelbar an. Dies ist auch eine 
Bewährungsprobe für die politische Zusammenarbeit der 
neun europäischen Staaten der sich herausbildenden 
Gemeinschaft, die sich neben anderen zu einem eindring-
lichen Appell an die beiden eigentlichen Weltmächte 
zusammenfinden müssten. 
Heute vor 14 Tagen, fast auf die Stunde, fragte ich vor 
den Vereinten Nationen: »Wenn die beiden Weltmächte 
den Frieden nicht garantieren, wer könnte es an ihrer 
Stelle?« Doch ich fügte hinzu, dass keine der beiden 
Weltmächte ersetzbar in ihrer Verantwortung sei, und 
keine könne sich aus ihrer Verantwortung lösen. 

Diese Feststellung hat sich auf eine negative Weise in 
diesen Tagen bestätigt, wie auch die andere, über die ich 
auf der grossen Versammlung in New York nachzu-
denken bat, nämlich dass Macht nicht quantifizierbar 
sei, dass es für sie eine Grenze gebe, an der sie sich in 
Ohnmacht verwandele. 
Das war keine Einladung zur Resignation. Dies war eine 
Mahnung an die Verantwortlichkeit, die ich zu formu-
lieren versuchte. Und so wiederhole ich sie heute: Auf 
welches Recht kann sich Macht heute berufen, und wozu 
sollte sie gut sein, wenn sie nicht in den Dienst des 
Friedens genommen wird? Wenn sie vor Konflikten 
kapituliert, die man in einer beschönigenden Sprache 
»begrenzte« nennt. Als ob diese Grenze für die armen 
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